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tun Sie?
Von: TIERSCHUTZ hier! Kreisverband Neuss <info@Ɵerschutz-hier-neuss.de>
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Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Seibt,
sehr geehrte Frau Wieg,

selbstverständlich gelten die Menschenrechte uneingeschränkt und ohne Ausnahmen. Mediziner sollten sich ihrer besonderen
Verantwortung bewusst sein. Inwieweit sie bereit sind, ihre Zulassung zu riskieren, wird der Einzelfall zeigen. Die Corona-Zeit hat uns
ein Beispiel davon gegeben, was mit impŅriƟschen Ärzten (und anderen Professionen) passiert, wenn sie nicht der vorgegebenen
Marschroute folgen, dies galt nicht nur für Deutschland, sondern etwa auch für die Schweiz. Ein besonders bekannt gewordener Fall
aus Deutschland ist der der JurisƟn Beate Bahner (vgl. hƩps://www.welt.de/vermischtes/arƟcle207246011/Heidelberg-AnwaelƟn-
Beate-Bahner-in-Psychiatrie-eingewiesen.html). Der WHO hingegen gehören nach Möglichkeit sämtliche Befugnisse beschniƩen, sie
darf allenfalls in beratender FunkƟon täƟg werden, aber nie mehr in die Belange von Staaten eingreifen. Ärzte müssen unabhängig
von solchen OrganisaƟonen ihrem Eid gemäß ihren Aufgaben ohne poliƟsche Färbung oder Einflussnahme nachgehen können. Die
Versorgung von Menschen ist gegenüber ökonomischen Erwägungen vorrangig zu behandeln, was wir in Neuss auch als FrakƟon Die
Linke/Tierschutz immer wieder betont haben und was auch die Presse berichtet hat.

Mit freundlichen Grüßen
Thomas Schwarz
Stadtverordneter TIERSCHUTZ hier! im Rat der Stadt Neuss
FrakƟon Die Linke/Tierschutz, Stellv. FrakƟonssprecher
Europawahlkandidat (Listenpl. 4) TIERSCHUTZ hier!

TIERSCHUTZ hier! Kreisverband Neuss
Unser Programm und unsere Vision für Neuss 2020 unter:
www.tierschutz-hier-neuss.de

Am 15.05.2024 um 15:38 schrieb die-bpe@berlin.de:

Gemeinsamer Wahlprüfstein von Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener (@bpe-online.de) und
Bundesarbeitsgemeinschaft Psychiatiatrie-Erfahrener (die-bpe@berlin.de)

Sehr geehrter Herr Schwarz,

für die Europwahl am 9.6. haben wir eine Frage als Wahlprüfstein, von deren Beantwortung wir unsere
Wahlempfehlung abhängig machen werden. Wir werden diese mit unseren Mitteln veröffentlichen. Deshalb bitten wir
um die Beantwortung der Frage bis 3.6.  Zur Erklärung, warum wir davon sprechen, dass die deutsche Ärzteschaft
völlig verantwortungslos ist, finden Sie unten die Erklärung und in den beiden Verlinkungen im letzten Absatz die
Dokumentation für den Vorwurf.

Frage:
Die deutsche Ärzteschaft geht von der falschen Überzeugung aus, sie habe keine Verantwortung dafür, eine Medizin
zu praktizieren, die Menschenrechte konform und entsprechend den WHO Vorgaben ist, nur die Gesetzgeber hätten
ihr etwas zu sagen. Auch der deutsche Bundesgesundheitsminister benimmt sich so. Was werden Sie als zukünftige/r
Europaabgeordnete/r tun? Lassen Sie die  Ärzteschaft unwidersprochen gewähren? Oder setzen Sie die
Menschenrechte und die Vergaben der WHO auch in der Psychiatrie durch? Wenn ja in welchem Zeitraum werden Sie
diese Vorgaben erfüllen?

Zur Erklärung:
Die Ärztekammern in Bund und den Ländern wurden am 26.2.2024 mit der folgenden Aufforderung angeschrieben:
-------------------------------------------------------------------

Sehr geehrter Herr Schwarz,

falls es Ihnen noch nicht bekannt sein sollte, die Weltgesundheitsorganisation WHO hat
zusammen mit der UN (vertreten durch das UN-Hochkommissariat für Menschenrechte) zur
Maßgabe gemacht, alle zwangspsychiatrischen Maßnahmen abzuschaffen, so dass die
Psychiatrie gewaltfrei wird, siehe auch die Beilage*. (Einsperren in einer geschlossenen Station



einer psychiatrischen Klinik und psychiatrische Zwangsbehandlung darf es dann, und nur dann,
noch geben, wenn das zu dulden vorher in einer mit freiem Willen unterzeichneten
Patientenverfügung von den jeweils Betroffenen festgelegt wurde, eine entsprechende
Behandlung also den Willen der Betroffenen erfüllt und nicht bricht. Nur für diesen Fall der
vorherigen Einwilligung gilt Therapiefreiheit für Fixierung, Einsperren und Zwangsbehandlung).

Dieser Paradigmenwechsel wurde von der WHO hier veröffentlicht: https://www.who.int
/publications/i/item/9789240080737
Wir sind der Überzeugung, dass die Ärztekammern im Bund und den Ländern selbstverständlich
in der Pflicht sind, das Gesundheitssystem so zu organisieren, dass Ärztinnen und Ärzte konform
mit den Menschenrechten und den Anforderungen der WHO handeln.

Wie wird die Bundes/Landesärztekammer...... diese verbindliche Vorgabe erfüllen und in welchem
Zeitraum?
Ärztekammern sind die Träger der berufsständischen Selbstverwaltung und für die Wahrung der
beruflichen Belange der Ärzteschaft verantwortlich. Vor allem regeln sie die
•    Berufs- und Fortbildungsordnungen
•    Abnahme von (Facharzt-) Prüfungen
•    Überwachung der Berufsausübung der Ärzte
•    Qualitätssicherungsmaßnahmen, Errichtung von Ethikkommissionen
•     Berufsinteressen der Ärzte und
•    vermitteln bei Streitigkeiten unter Ärzten.

Diese Aufgaben zu erfüllen, ist an erster Stelle eine innerärztliche Angelegenheit und ein Verweis
auf den Gesetzgeber wäre ein machtpolitischer Offenbarungseid. Ärztinnen und Ärzten ist an sich
fremd, Zwang und Gewalt zur Durchführung ihrer Tätigkeit anzuwenden. Was sollte also die
Schwierigkeit sein, diese Gewaltfreiheit nun nach den Maßgaben der WHO für alle Ärztinnen und
Ärzten verbindlich zu machen?

Entsprechend bitten wir Sie, kurzfristig allen in Ihrem Kammerbereich tätigen Ärztinnen und Ärzte
zu vermitteln, dass definitiv Schluss ist, sich mit einer Untersuchung und/oder Gutachten an
Verfahren zu beteiligen, die zu Maßregelvollzug, Zwangsbetreuung oder (Zwangs-)Einweisung
mit einem PsychKG führen können bzw. sollen. Es muss mit dem Entzug der Approbation gedroht
werden, wenn sich jemand nicht an diese Beschränkung halten sollte (bzw. dieser Entzug bei
einer Weigerung auch vollzogen werden). Außerdem müssen die psychiatrische Ausbildung und
die entsprechenden Prüfungen kurzfristig auf die für die Medizin grundlegende Gewaltfreiheit
umgestellt werden (analog zur Nichtbeteiligung von Ärzten an Hinrichtungen oder dem
Gewaltverzicht in der vormals “schwarzen” Pädagogik).

Wir bitten um eine zeitnahe Antwort und werden diesen Brief bis auf Weiteres nicht
veröffentlichen.

Mit freundlichen Grüßen

*Siehe: Gemeinsame Presserklärung vom BPE und die-BPE vom 23.11.2022

-----------------------------------------------------------------------------------------------
Da wir bis 4.4. keine Antworten bekommen hatten, hat sich unsere postalisch geschickte Mahnung mit der
Ankündigung, dass wir ohne Antworten ab dem 8.5. an die Öffentlichkeit gehen, mit einem am selben Tag, aber später
eingegangenen E-Mail der Bundesärztekammer überschnitten (siehe hier).  Deren Antwort war völlig unbefriedigend,
so dass wir am 8.4. antworteten, den Brief kritisierten und die Bundesärztekammer aufforderten, ein angemessene
Antwort bis 8.5. zu senden (siehe hier). Wir bekamen auch bis 8.5. keine befriedigendere Antwort und wenden uns nun
an die Öffentlichkeit und an Sie als WahlkämpferIn.

Der Wahlprüfstein ist hier in Deutsch:  https://www.zwangspsychiatrie.de/2024/05/wahlpruefstein-deutsche-aerzte-sind-
verantwortungslos-laesst-europa-sie-gewaehren/
und hier in Englisch veröffentlicht:  https://www.zwangspsychiatrie.de/election-touchstone-german-doctors-are-
irresponsible-will-europe-let-them-get-away-with-it/

Virenfrei.www.avast.com


